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Geischichtlichkeit und Univ,ersalitätsanspruch 
des Rechtsstaates 

(Akademievorlesung am 15. Dezember 1994) 

Sich als ein nach dem Staat· bürgerrecht mit in der 
Weltbürgerschaft vereinbares ,Glied zu denken, ist 
die erhabenste Idee die der Mensch v,on einer 
Bestimmung denken kann und welche nicht ·ohne 
Enthusiasm ged.acht werden kann. 

Kant 

1. Zum Begriff des Rechtsstaats 

Jede Behandlung des Rechtsstaats · eht sich einer dreifachen begrifflichen 
Schwierigkeit gegenübe . 
Zum ersten ist die Wortverbindung Rechtsstaat eine dem deutschen Sprachraum 
eigentümliche, in anderen Rechts prachen o nicht vorkommende Wo·rtverbin-
dung. Vom Recht her den Staat bestimmend hat sie in der angelsächsisch,en rule 
of law kein genaues Gegenstück. Ja, je weiter die Interpretation auf ,die j,eweils 
verschiedenen theoreti chen Kontexte und verfassungsges,chicht ·eben Hinter-
gründe ich einläßt, um so größer werden ,die Unter chiede, d.esto mehr erscheint 
der am Anfang de 19. Jahrhundert . geprägte Begriff des Rechtsstaats ,als Teil 
de vieldi kutierten ,,Sonderweges'' de . d.eutschen Kon titutionalismus zwischen 
monarchischem Prinz·p und VoL. ssouveränität . . Jedenfalls steht der deutsche 
Recht taatsbegriff seit Kant mangels e·n,es ,gemeinsamen histori .eben Nenners 
zur Demokratie in einem prekären Verhältni . Die eigenständige Legitimität fe ter 
Rechtsw,erte konkurriert mit der demokratischen Legitimation beweglicher Recht-
setzung. Im Namen de Rechts taats nimmt deren grundrechtliche Einengung zu. 
Gegen die unmittelbare Volksgesetzgebung gar haben viele deuts,che Rechts taats-
lehr,er eine wahre Phobie entwickelt. Die Spannung .zwischen Re,cht staat und 
Demokratie kann ich .zur Antithese teigem wenn unter dem Signum de Recht -
staats endgültige Gerechtigkeit verlangt oder verheißen wird. E drohen Zerrbil-
der wie der „natio,nalsozialistische Recht · taat'' oder der von Ulbricht verkündete 
.,,sozial· stische ,deut ehe Rechtsstaat''. der angeblich die wahre Gerechtigkeit für 
alle verwirklichte. 
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Wird das mit Rechtsstaat und rule of law jeweils G,emeinte dagegen unbe, chadet 
aller nationalen Eigentümlichkeiten von vornherein als Teil einer übergreifenden 
Entwicklung des lib,eralen Denkens und der freiheitlichen po,Jiti eben S:ysteme in 
Europa und N,ordamerika verstanden, so v·erflachen die je besonderen histori-
schen Profile und treten die Gemeinsamkeiten in den Vordergrund. Um antitheti-
sche Verkürzungen zu vermeiden muß bei der Analyse der historischen Um tän-
de und Bedingungen folglich zwischen der n.ationalen oder regionale·n, sozusagen 
internen Persp,ektive und einer den ganzen Kulturkreis gewis .errnaß1en v,on außen 
erf assend,en Betrachtung unterschieden werden. 
Die zweite begriffliche Schwierigkeit resultiert daraus, daß d,as Wort Rechtsstaat 
stets auf· ein mehr· oder weniger umfangreiche _ E.ns,emble von Rechtsgrund ätzen 
ohne eindeutiges Zentrum und scharfe Grenzen zielt. Jüngst ist daher nicht ohne 
Grund be tritten worden, daß da ogenannte Rechtsstaat prinzip überhaupt mehr 
sei als eine Sammelbezeichnung für einzelne verfa sungsrechtliche Gewährlei-
stungen. Als solche wären ohne Anspruch auf Vollstandigkeit zu nennen: die 
Garantie bürgerlicher Freiheiten u.nd die Rechtsgleichh,eit eine geschriebene Ver-
fa ung, Gewaltenteilung, allgemeine G·eS·etze und di,e Ge .etzmäß,igkeilt der Ver-
waltungstätigkeit,, Sicherheit der Rechtspflege,. Unabhängigkeit der Richter das 
Verbot rückwirkender Strafgesetze, Gesetzgebung durch gewählte Volksvertreter, 
gerichtlicher Rechtsschutz gegen Akte der Verwaltung und öffentlich-rechtlich,e 
E -t chädigungsregelungen. Immerhin lassen sich mit Grundrechten und ,Ge-
waltenteilung aber zwei Schwerpunkte ausmach,en. Darauf wird zurückzukom-

• men sein„ 
Die ,eben genannten Einzelmomente k·önnen nun mehr im Sinne gewisser Gehalte 
oder Werte wie Freiheit und Gerechtigkeit aknentui,ert und interpr:etie.rt oder m,ehr 
im Sinne machtbeschränkender Formen und diszip,linieren.der Verfahren verstan-
d,en werden. Demgemäß pflegt man - um auch noch das dritte der b,egri:fflichen 
Probleme anzuführen - einen materiellen. von ,einem formellen Rechtsstaatsbe-
griff zu unterscheiden. Dab,ei geht e . freilich nicht um den inhaltlichen Unter-
schied al · solchen. Der pringende Punkt ist der, daß d··ese beiden Konzepte wis-
senschaftlich und politi eh unterschiedliche F'unktionen haben: Im materiellen 
S, · nne ist eine · bestimmte Art von Staat ge · -eint, die gewisse, Legitimität vermit-
telnd,e Ziele un,d Zwecke des Richtigen oder G,erechten du~ch eine entsprechende 
Organisation des politischen Sy tem realisiert und sichert .. Der formelle Rechts-
staatsbegriff dagegen abstrahiert von allen Staatszwecken und be timmt lediglich 
die Art und Wei e der Verwirklichung politisch,er Ideen und Vorga·ben. 
Am Anfang der Begriffsges,chichte aber -1eht ein materieller Begriff des Recht -
staats, wie er in anderer Ge talt unter dem Grundgesetz auch heute wieder domi-
niert - gekennz 1eichnet dur:ch die Rückbindung ,an eine in den Grundrechten ent-
deckte, von der Menschenwürde ausstrahlende ,,objektive Wertordnung'' und den 
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Einbau sozialer Strukturelemente. Mit der Formel ,,Staat der Ve.rnunft' · hat zuerst 
Carl Theodor Welcker der Wortverb,indung Recht staat 1813 eine sachbegrifflich,e 
Bedeutung g,egeben. Deren Gehalt ist in den Schriften vornehmlich der · .üdwest-
deutschen Liberalen itn einzelnen ausgearbeitet worden .. Welcker selbst bezeich-
nete zunächst Freiheit ,der Auswanderung und Petition· recht, Publizität der Regie-
rungshandlungen und Freiheit der ö,ffentlichen Meinung sowie die Freiheit in der 
notwendigen Aner~ennung aller Rechtsgesetze, die zudem ,,fest'' sein müßten, als 
,,unerlaßliche Fundamentalgesetze des Rechtsstaats''. Seine Mitstfeiter haben -
wegen der Karlsbader Be chlüsse häufig ITIIt besonderer Betonung d.er Pressefrei-
heit - einen ganzen Katalog v,on Grundrechten oder ,.,Volksfreiheiten'' aufgeblät-
tert die Staatszwecklehre auf Rechtswahrung eingeschränkt in vielen Variationen 
ein Reprä ,entativsystem postuliert, ins Polizeirecht hin,ein Gesetzesbindung und 
Vorhersehbarkeit von Eingriffen samt dem Verbot des Übermaßes v,erlangt µnd 
schließlich das öffentliche Recht in ein.er Verlas ung urkundlich befestigt . eben 
wollen .. Systemstiftende Idee ist dabei die diesseitige Freiheit, die Autonomie d,es 
Individuum· . Sie bildet .den Grund der s.taatlichen Ordnung und begrenzt Zweck 
un,d Aufgaben des Staates au.f die rechtliche G·ewährl,eistung von Sicherheit und 
Ordnung - m.an denke an die .Zu -pitzung dieser Idee schon b,ei Wilhelm von Hum-
boldt-., S·Cbli,eßt die subsidiäre Wohlfahrtsförderung im sozusagen ozial-lib·eralen 
Sinn,e Robert von Mahls indes nicht aus. Der radikal vemunftrechtliche Recht -
staat ist Staat der fr,eien Ass,oziat· on einer taats bürgerlichen, ja eig,entlich: wel t-
bürgerlichen ·Gesell chaft, nicht Staat eines Untertanenverbandes einer Ethnie, 
eine Volkes, einer Nation. In dem .aufbrechenden G~gensatz von monarchisch,er 
Staatsanstalt und bürgerlicher Ges,ellschaft trug die Rechtsstaatsparole indes nur 
die Forderung der verfassung rechtlichen Fe tle.gung der Rechte von Fürst und 
Volksvertr,etung. Auf diese Wei e eröffnete sich zumindest den ökonomi c:hen 
Interessen ,des dritten oder ,.,Mittel tandes'' ein rechtlich gesich,erte ß.etätigungs-
feld. Au druck der politischen Selb·storg.anisation einer freien A oziation von 
Rechtsgeno - en war dieser deutsche Rechts taat gerade nicht. 
Gegen eine solche Idee hatte Friedrich Juliu Stahls Formali -ierung des Rechts-
staatsbegriffs,. nämlich.:· die Reduktio,n auf ein angeblich unpoliti .· ches Formele-
ment de . Staates, den hochpolitischen Zweck, jene vemunftrechtlich-individuali-
. tische, ganz und gar diesseitige F1undierung und Ausrichtung des Theorems ver-
schwinden zu la en. An deren Stelle wollte Stahl wieder eine religiös verankerte 
und theologisch begründete tran per ·onale Staatsidee setzen. Der Staat sollte da-
nach zwar einerseits rechtlich ,,bloß'' als . ,Anstalt zur äußern Ordnung und Förde-
rung de socialen Lebens'' begriffen, aber andeferseits zugleich und ko,mple-
mentär dazu al ,,. ittliches G,emeinwesen'' und ,,göttlic·he Institution'' vet tanden 
werden. Nach der ge eh eiterten bürgerlichen Revolution von 1848 triumphierte 
im taatsrechtlichen Po itivismus de Spätkonstitutionalismus - maßgeblich auch 



• 

220 H.asso Hofmann 

noch für den Umgang mit der Weimarer Verfassung - die Stahlsehe orrnali ie-
rung des B,egriffs. De en Gehalt schrumpfte im Kern auf das Prinzip der Gesetz-
mäßigkeit der Verwaltung samt verwaltungsgerichtlich,em Re,chtss,chutz, auf die 
Formel namentlich, ,daß Eingriffe in Freiheit und Eigentum nur aufgrund eines 
Gesetzes zulä sig seien. Selbst die Grundrechte wurden nur noch als Mittel zur 
Sicheru.ng dieses Gesetzmäßigkeit prinzips angesehen. Jede taat th,eoreti ehe 
Refl,exion jenseits der dürren begrifflichen Konstruktionen ta.at rechtlicher Dog-
matik verfiel dem Verdikt des ,.,un-'' oder, metajuri ti eben'', des bloß po,litischen 
oder philosophischen Raisonnements .. 

2. Das Recht als eigenständige Ordnungsmacht 

Dies.es positivi tische Unwerturteil galt für die aufklärerische politische Philoso-
phie eben o wie für di,e. konservative Staat theologie. N,ebenbei traf es aber auch 
das,. wa. · man di,e alte deutsche G,enos ,en chaftslehre de Rechts·. taats nennen 
. önnte. Gemeint ist die Auffassung wonach der .Staat zwar die höchste Form der 

menschlichen As · oziation ist, indes von gleicher Art wie die Gemeinden und son-
stigen Korporationen, die ihrerseits da · private A soziationswesen fo,rtsetzen. und 
überbauen .. Ein solcher Staat steht zwar nicht unter einem irgendwie präexi ·tenten 
Recht, das er j.a allemal ,elb. t produziert, aber trotz.,dem auch nicht einfach über 
dem Recht,. sondern al ,,Rechtsstaat'', wie Otto v. Gierke in sein.em ,.,Deutsch,en 
Genossenschaftsrecht'' formulierte , im Recht'', inso·f em sein ganzer Organismu 
aus .Recht besteht. Nicht von ungefähr war es dieser Autor, de die ,,Po,: · ti '' de 
Althu ius mit ihrer Lehre von den menschlichen Ko·nsoziationen wiederentdeckt 
hat. Dem privaten Recht in der Rechtsqualität ebenbürtig muß dann auch das öf-
fentliche Recht der taatlichen Asso,ziation justiziabel sein, und zwar in derselben 
Weise: ,al Angelegenheit der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Bekanntlich hat v. a. 
Otto, Bähr in seinem Buch über den Rechtsstaat von 1.8,64 diese (der konkurrieren-
·den Forderung einer pezifischen Verwaltungsgericht . barkeit .sp.äter unterlegene) 
Auffassung vertrete:n. Bähr war es auch, ,der eine andere Kons,equenz der ,Genos-
s,enschaft lehre artikuliert hat: In ,einem olcherart ganz durch Rechtsbez··ehungen 
definierten Staat ist das Recht,. wenngleich l·etztlich allein v,om Staat be timmt, 
doch so etwas wie eine elbstän,dige g,eistige Kra·ft die den jew,eiligen politischen 
Machthabern. Grenzen setzt. Dies·e Auffassung weist freilich no,ch weiter als bis 
auf Althu -iu, zurück. Gemeint sind damit aber nicht nur dessen mittelalterliche 
Vorläufer Marsilius von Padua und Johanne . von Paris,. sondern die viel breiteren 
und tieferen Fundamente eine umfassenden europäi eben Kulturerbes: Und das 
ist die Etablierung de . Recht als eines eigenen sich quasi selbst entwic~elnden 
Mediums zu.r Lösung sozialer, wirtschaftlicher und politischer Konflikte in der 
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o,genannten päpstlichen Revolution des 11. und. 12. J.ahrhunderts, d. h. in der im 
Inve titurstreit durch da Recht bewirkten Emanzipation der Kirche von der poli-
tischen Gewalt, .amt den Begleit- und Folgeer cheinungen, namentlich der Au -
bildung und In titutionali ierung einer ystemati chen R.echtswi senschaft und 
dem Aufblühen der in hohem Maße rationa en Stadtkultur~ In jenen Umwälzun-
gen findet d·,e westliche Vorstellung der relativen Selb, tändigkeit des Rechts 
gegenüber Po "tik und Religion samt dem Gedanken ihren historischen Grund 
da Recht sei - jedenfall _ bi zu seiner .Änderung in gehöriger, d. h. nicht willkür-
licher Fo.rm - auch für den Herrscher v,erbindlich .. Zu ammen damit wächst die 
Vorstellung der sy tematischen Einheit de Recht bei Anerkennung seiner inne-
ren Pluralität und dynamischen Entwicklungsfähigkeit. Garant von Einheit und 
Entfaltung i t die institutionalisierte Recht wissenschaft als eine Form von Meta-
Recht. Sie hat in den über ·eferten Texten de römischen Recht ihre Art von he·-
ligen Schriften, deren sie ich mit den neuen intellektuel en Techniken schola-
tischer Begriffsbildung, Ableitung und Beweisführung in fruchtbarer Weise be-

mächtigt. Daraus gewinnt sie ihre eigene Autorität. Lass,en Sie mich zitieren, was 
der große Romanist Franz Wieacker dazu ge agt hat: ,,Vo·n nun an gab es neben 
den vitalen Kräften und Gewalten und neben der spiritue len Macht der Heiligen 
Schrift, der Väter der Kirche und der zeitgenössischen Theologie eine dritte unab-
hängige In tanz, die den Anspruch erhob, die Konflikte der Einzelnen, der Korpo-
rationen und der öffentlichen Gewalten mi einander und untefe·,nander nach einer 
aus de · · Denken begründeten Regel zu. entscheiden. An diesem Anspruch ,des Ju-
risten auf ,.Legali ierung', d. h. auf fachmännische ,Verrechtlichung' des öffent-
lichen und gesellschaftlichen Lebens hat die europäische Rechtskultur im Prinzip 
bis heute fe tgehalten; und vor den anderen Zivili · ationen des Erdball ist die 
okzidentale gerade durch diese grund ätzliche Entsche·dung au gezeichnet und 
charakteri iert.'' Vielleicht muß man noch einen Schritt weiter g,ehen und agen, 
daß das Recht im ge · stigen Leben der · · · ttelalterlichen Gesellschaft Europas 
schlechterding . zu den Grundkategorien de ß.ewußt eins gehörte. Auf diesem 
vi lfältigen Wurzelgrund konnte die Idee einer ,,Herrs,chaft ,de Rechts' · wachsen 
- über ve schiedene Tradition tränge in unter ,chiedlichen Ge ·· talten. Wo dage-
gen jene Bewußtsein fehlte wie in Byzanz, da bewahrte auch der größte Codex 
de Mittelalters - da , Corpus iuri Justiniani- die Menschen n·cht davor, allesamt 
wie Sklaven zu kriechen. 

in weiterer großer Entwicklungsschub resultiert aus dem Vemunftrecht der frü-
h,en Neuzeit. Wiewohl im Zeichen der protestanti eben Revolution dem christ-
lichen Glauben und Denken tief verpflichtet suchen Reformierte und Lutheraner 
gemäß d.em neuen Wis en chaftsideal ,,more geometrico'' die eits der Glauben -
spaltung nach gemeineuropäischen Grundlagen außerhalb de konfes ionellen 
Streits. In , trengem methodi c · en Individualismu rekon truiert die e nachchrist-
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liehe Sozialphilosophie alle g,esellschaftlichen Beziehungen in einer eben o ab-
strakten wie ,elementaren Wei e al Rechtsverh.ältnisse. In dieser kopernika:ni-
schen Wende des frühneuzeitlichen Vernunftre,chts,den ,en bricht die vormoderne 
prinzipielle Verklammerung von Recht und Moral auf: Richtigkeit einer Regel ist 
nicht mehr gleichbed·eutend mit ihrer Geltung, Rechtsgeltung nicht m,ehr an in-
haltliche , Richtigkeit'' oder ,.Gerechtigkeit'' gebunden. Erst mit der Verselbstän-
digung de staatlichen Rechts als d,es wirklichen, wenn auch nicht notwendig 
wahren, guten, richtigen und gerechten Recht , wird. die Erzwingbarkeit zu dessen 
maßge·blichem Kriterium. So nur gewinnt da · Re,cht de modernen Staates west-
lichen Typ,s für die sich ausdifferenzierende Gesellschaft eine genügende Problem-
lösung· kapaz'tät hinreichende Differenziertheit und Beweglichkeit,. hau.ptsäch-
lich aber: fried,ens ich,ernde Distanz und Neutralität gegenüb·er all,em Glaub,en., 
Mein,en und Für-wahr-Halten. Die em säkularen Prozeß der Rationalisierung und 
Verrechtlichung kommt die gleichfalls schon im Mittelalter einsetz·ende soge-
nannte Sozialdisziplinierung zustatten, die in relativ hohem Maße normkonformes 
Verhalten icbert. 
Kant hat - um die en philo ophi · chen Gipfel der skizzierten Entwicklung zu nen-
nen - den Aus,druck Rechtsstaat nicht verwan,dt, wiew,ohl er den Staat im Sinn,e 
der v,emunftrechtlichen Theorie als .,Vereinigung von Menschen unter Re,chtsge-
setzen' · defin· ert und ihn ,,im eigent ichen Sinne'' mit seiner „rechtlichen Verfas-
sung'' i,dentifiziert. Da ,,Heil de Staates' liegt danach nicht in der, polizeystaat-
lich-bevo,rmundend'' zu besorgenden ,,Glück eligkeit'' der Bürg,er, sondern in de1· 
,,größten. Übereinstimmung der Verfassung mit Rechtsprinzipien . Das hat dem 
Königsberg,er und seinen Anhängern alsbald die Be.zeichnung als ,,die kriti ehe 
oder die Schule der Recht -Staats-Lehre'' eingetragen. Kants eigenes Schlüs el-
w,ort ist jedoch ,,Republik'·'. ,,Aus ,dem reinen Quell de · Recht begriffs entsprun-
gen'', wie er sagt, sind es drei Grundsätz!e, welche die ,,rep,ublikanische Verfas-
sung'' stiften: das Prinzip ,,der Freiheit der Glieder einer Gesellschaft (al Men-
chen)'', da · Prinz·p ,,de · Ab · äng· gkeit aller v,on einer ei. zigen gemeinsamen 

Ge· etzgebung (als Untertanen)'' und da . ,.,Gesetz der ,Gleichheit ,derselben (als 
Staatsbürger)''. Das ,darin gnindende System ,der Repräsentation der Staatsgewalt 
durch eine Volksvertretung und ein Oberhaupt, d.as nach Kant Worten nicht 
,,Staats,eigentümer~'., sondern. gleichfalls ,,Staatsgen,osse'' ist ermö·glicht die ,,r,epu-
blikani ehe Regierungsart'', d. h.: die ,,Absond,erung der au -führenden Gewalt 
(der Regierung) von der gesetzgebenden''. Derge talt ent teht die ,,,einzige blei-
bende Staatsverfassung, wo das Gesetz s lbstherrschend ist und an keiner beson-
deren Per o,n hängt''. Wie Rousseau spricht Kant von der Herrschaft de Ge etze· , 
nicht der des Recht , und ähnlich wie bei Rou seau . ind bei ihm im Gesetz, ,d. h. 
in dem aus dem Prinzip der Freiheit um derentw· len notwendig gesetzten Rechts-
zwang, Allgemeinwille un,d Selbstbestimmung der einzelnen vermittelt. Am Ende 
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triumphiert ,die besond~ere Kultur der Eig,enständigkeit ·des Recht in der ebenso 
kon equenten wie selbstzer törerischen Verleugnung der kulturellen Grundlagen 
de Rechts im ·Gesetzespositivi mus des au gehend,en 19 .. Jahrhunderts. 

3. Zwisc·henbilanz 

Der Versuch ein·er kuizen Zwi chenbilanz hat vor allem zu konstatieren, d.aß die 
Unter cheidung eines formellen un·d eines materiellen Rechtsstaats·begriffs ergän-
zender Überlegung bedarf. In der vo,n Stahl bestimmten kon ervativen Perspektiv,e 
erscheint der formale Rechtsstaat der Rec.htssicherheit und de Schutzes der Bür-
ger als etwa Abstrakte und politisch Defizitäre . Parallel dazu hat später Carl 
Schmitt die rechtsstaatlichen Regelungen der Weimarer Verfassung - und damit 
meinte er Grundrechte und ·Gewaltenteilung~ .als unpolit~·. che formale Elemente 
abqualifiziert. Aber weder ist per önliche Freiheit nur etwa Unpolitisch-Negativ-
Staatsfem.e , noch läßt sich der Sinn der Beschränkung, Maßigung un,d Rationa-
lisierung von M.acht auf das bourgeois·e Sekuritätsbedürfnis des deutschen Mittel-
standes i1n 19. J'ahrhundert reduzieren. Zwei w,eitere Gesichtspunkte kommen 
hinzu: Die Grundrechtsgarantien bilden nicht nur Schutzw.älle geg,en Übergriffe 
der politischen Macht, sie sind nicht nur politisch ubstanzlo e Schranken für die 
Staatsg·ewalt, nicht nur .,,negativ,e Kompetenznormen'·' (Ehmke). Vielmehr setzen 
si,e zug,unsten d,e- politischen Sy tems Problemlösung kapazitaten zu spontaner 
Org.anisation frei, die jeder zentralen autoritären Lenkung überlegen ist. Ebenso 
wirkt di,e Gewaltenteilung nicht bloß al ,ein Mechanismus wech elseitiger Hem-
mung. Per Saldo wird da, politische Sy te ·· auch dadurch sensibler, flexibler und 
pr,oduktiver. Kurz: den Rechts taat im bloß forn1ellen Verstande ohne den Sinn 
von Freiheit gibt e nicht. Der materielle Rechtsstaat ohne formelle Rechtsstaat-
lichkeit dageg,en ist die reale Drohung eines schrecklichen Zerrbildes .. 

uß,erdem bedarf die begriffsgeschichtliche Skizze des Anfang · in doppelter Hin-
icht ergänzender Hinweis,e. Zum einen ist der .,,interne ', nationale Aspekt um den 

gemeineuropäisch-nordatlantischen zu ergänzen. Vor allem müssen John Locke, 
Montesquieu. und Rousseau genannt werden, von denen noch die Rede sein wird. 
Zum zweiten · st zugleich damit derjenigen histori eben Ereigni · e und Prozesse 
zu g,edenken die die politi eh- taatliche Realität-de sen heraufgeführt ,oder .zur 
Entstehung dessen beigetragen h.aben, was wir in diesem weiteren Sinne Recht -
staat und Rechts taatl~c~eit nennen. Diese Denkmalli te ist lan.g. Sie reicht von 
der erwähnten päpstlichen Revolution und der Tradition feudaler Freiheitsbriefe 
von allerlei alteuropais,chen H,errschaftsv,erträgen und. der Glo rious Revolution 
Englan,ds im Jahre 1688 über die Amerikani ehe Unabhängigkeitserklärung im 
Geiste John Locke , di,e Menschenrechtskatalog,e Virginia und der Neuengland-
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staaten, üb,er die gewaltenteilende Verfassung der Vereinigten Staaten und ,die 
Rechtsprechung des Supreme Co.urt zum Vorrang der Verfassung.; weiter über ,die 
Franz,ösische Revolution mit M.enschenrechtsdeklaration und Konstituti,on von 
1791, üb.er die eur,opäische Verfas ungsbewegung ,des 19. Jahrhunderts und die 

- -

großen zivilrechtlichen Kodifikationen bis zur Ausbildung de . Justizwe e.ns im 
Deutschen Konstitutionalismus, zur Weimarer Republik und der Gründung der 
Bunde rep·ublik mit ihrem Grundgesetz. 

4. Universalitätsanspr.üche 

Schon au dem bisher Gesagten ergibt sich eine Fülle von Hinweisen auf die spe-
zifisch westlichen, nämlich europäis,ch.-nordatlanti chen Entstehungsbedingungen 
des Rechtsstaats. Gleichzeitig dokumenti,ert die Geschichte lß11Iler wieder Welt-
geltungsansprüche dieser Art von Staatlichkeit oder bestimmter sie prägender El 1e-
mente. Ihre Durchsetzung wird weithin nur für ,eine Frag,e der ozialen., besonders 
der wirtschaftlichen Entw·cklung und der Aufklärung angesehen. 
Dabei ist nicht nur an die impliziten u ·versellen Geltungsansp·rüche einer mo,re 
g,eometrico betriebenen Wissenschaft vom Menschen zu denken. Geme·.nt ~nd 
zunächst die zur Begründung politischer Aktionen vornehmlich in historischen 
Umbrü,chen artikulierten Weltgeltungsansprü·che. So, richtet sich die Un.abhängig-
keitserklärung der Vereinigten Staaten von. Amerika an keinen geringeren Adres-
saten als an die ,,M,enschheit''. Ihr gegenüber wird der Abfall vom britis.ch,en Mut-
·terland mit der Verletzung v,on Rechten begründet die allen Menschen als Ge-
schöpfen ,desselben Schöpfers in gleicher Weise unveräußerlich zustehen.. In 
diese:m Glauben haben die meisten der jungen Staaten zur selben Zeit mit ihren 
Bills of rights die ersten Menschen echtskataloge der Weltgeschichte beschlo, en. 
Die Mehrheit ,der Abgeordneten der revolutionären franzö· · .c en Nationalv,er-
sammlung von 1789 war nicht weniger von der Überzeugung ,durchdrungen, 
, , Wahrheiten für alle Zeiten und für alle Länder'' zu verkünden, ·wie ein Deputier·-
ter bei der Beratung der Declaration des droits de l'homme et d.u Citoye.n begei-
stert ausrief. In ,der deutschen Verfa · sungsgeschicht,e des 19 .. J.ahrhun,derts fehlen 
solche Bekundungen bekanntlich. Nach den Exzessen der Pari er Schreckensherr-
-chaft galt die Berufung auf Menschenrechte al gleichbedeutend mit g,ewalttäti-
gem Umsturz. o·e ko · titutionelle Bewegung führte hier nur zur Verbriefung von 
Rechten der Untertanen oder Staat bürger, in Frankfurt dann zu ,,Grundrechten 
des deut eben Volkes'' und in Weimar zu ;,Grundrechten und Grundpflichten der 
Deutschen''. Erst der Bonner Parlamentarische Rat kehrte als Folge der Erschütte-
rung durch die grauenhaften Folgen der NS-Herrschaft zu den menschheitlichen 
Proldamatio,nen. der Aufklärung zuliick. ,.,Das Deutsche Volk · , heißt es in Art. 1 
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e zes, ,, • e enn s1c _ . . . zu unver etz_ 1c, en un _ unveräußerli-
chen Men chenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, de Frie-
dens und der Gerechtigkeit in der Welt '. 
Der hier hergestellte Zusammenhang von Menschenrechten und Weltfrieden weist 
un noch einmal zurück auf die Recht staatsphilosoph·e Kant . Hat er doch vor 
bald 200 Jahren im · amen eines dauerhaften Weltfriedens für die republikan·-
sche, d. h. Gesetzgebung und Ge etzesvollzug trennende Verfassung der F eiheit 
und de . Rechts universelle politi ehe Geltung beansprucht. Sein Entwurl ,,Zum 
ewigen Frieden'' zielte allerdings nicht auf eine Weltrepublik, sondern auf ein 
föde . ales Sy tem strukturgleicher Republiken. Deren Besonderung sah er aus der 
Ver chiedenheit der Völker hervorgehen, diese w·ederum durch die Unter chiede 
von Sprachen und Religionen verursacht. Und dafür hat Kant die ,,Natur'' verant-
wortlich gemacht. Der Natur de Menschseins und der Men chheit im Sinne der 
praktischen Philosophie vo,n personaler Freiheit und Selbstbe ti1TI1nung vermöge 
de ins Allgemeine ich erhebenden B-ewußt eins tritt hier unvermittelt die an-
dere, die -empirische Natur der ethnischen Ver chiedenheiten gegenüber. Dieser 
Widerspruch wird uns noch beschäftigen. 

Kants abstrakt-univer eller Phiio -ophie der Freiheit und Selbstbe timmung 
ver chwinden alle diese leben weltlichen Be onderungen des Mensch eins dann 
jedoch, obwohl er in der darau folgenden Zwietracht die notwendige Triebkraft 
jeder menschlichen Entwicklung · ah. Die e Freihe·tsphilo ophie i t o umfa send 
und radikal, daß ie auch noch den atalog konkreter menschenrechtlicher Frei-
heit forderungen de Westen in einer pezifisch recht taatlichen Wei e überholt. 
Dem Menschen sind nach Kant nämlich nicht diese oder jene be onderen Rechte 
oder Freiheiten angeboren. Das Recht, da ,jedem Menschen kraft einer Me sch-
heit" ursprünglich zusteht, i t, wie e in der M,etaphy ik der Sitten 1797 im Blick 
a _ f ,die Declaration von 1789 heißt, ,,nur ein einzige '', nämlich die Freiheit im 
Sinne rechtlic er Unabhängigkeit eine jeden von den anderen, ofern sie ich mit 
deren Freiheit nach allgemeinen Regeln verträgt. Solche vernunftrechtliche Ab-
traktion transformiert den Freiheit beg1iff in eine grundstürzende Vermutung, 

welche die Beweisla t allenthalben u _ , ehrt. Wer An prüche gegen andere erhebt, 
muß deren Verpfl.chtung dartun. Am Ende gilt das auch für den Staat im Verhält-
nis zu einen Bürgern. o·e men· chenrecbtl"chen Freiheiten verlieren ihren demo-
kratischen Charakter al basi and foundation of govern.ment, wie man 1776 in 
Virginia formulierte, indem ie zum formalen rechts taatlichen ,,Verteilungsprin-
zip' innerhalb e·ner bestehenden Ordnung mutieren, wonach ,,die Freih it des 
Einzelnen prinzipiell unbegrenzt, während die Befugnis de Staate zu Eingriffen 
in ct·-ese Sphäre prinzipiell begrenzt i t''. Der univer eilen Freiheit zum je eigenen 
politischen ,Gemeinwesen tritt, eben o allgemein, da Prinzip der Freiheit vom 
Staat zur Seite. Doch macht dieses Prinzip, wenngleich prakti ch-politi eh ohne 



2.26, H.asso Hofmann 

revolutionären Anspru,ch, theoretisch viel radikaler als alle Menschenrechtserklä-
rungen,. auch vor allen anderen denkbar,en ·Ge.meins,chafts- oder Grup,penbindun-
gen nicht halt. Der,en Ansprüche an den einzelnen sind danach nur als sekund.äre 
Er 'Cheinungen begreiflich und begründbar; jede Behauptung ihrer Ursprünglich-
keit erscheint in dieser ·p·er pektive fortan als irrational. Das betrifft nicht nur reli-
giö,s.e Überzeugungen, ethische Überlieferungen und holistische Geschichtsphilo-
sophi,en, . ondern auch die aristoteli ,ehe Tradition ,des Politikver tändnisses, über-
haupt alle Arten von Kommunitarismus. Vor ,diesem Hintergrund gewinnen d·,e 
Men eben- und Bürg,errechte im staatsrechtlichen Positivi mus Deutschlands die 
juristische Prägnanz , objektiv-öffentlicher Rechte und verlieren damit v,orderhan,d 
den Ch.arakter einer Proklamation des Staatsau.tbaus von unten nach ob,en zugun-
sten einer Ausgrenzung privater Freiräume und der staatlichen Gewährung be-
stimmter Ansprüche. 
Mit der Garantie individueller Freiheit un,d Kants ,.,republikanischer'' Trennung 
der Staatsgewalten akzentuieren die zitierten Univ,ersalitätsansprüche die beiden 
zentralen Elemente des Rechtsstaats als eines Verfassungss.taate . ,,Eine ,Gesell-
schaft' ·,, so haben schon die französischen Revolutionäre von 1789 erklärt, .,in der 
die Verbürgung der Rechte nicht gesichert und die Gewaltenteilung nicht fe tge-
legt ist hat keine Verfa sung''. Damit ist der Horizont liberalen Staats- u.nd Rechts-
denkens ·definiert: Das Gewaltenteilungsschema erfaßt alle Staat funktionen und 
-gew.alten ordnet ie einan,der zu und bildet o das strukturbestimmen,de, freiheit -
fr,eundliche Zentralstück der Staatsorganisation die von den Menschenrechten 
ihren Sinn empfangt. Daher liegt es nahe, die genauere Untersuchung des Verhält-
nisses von Geschichtlichkeit und Universalitätsanspruch des Rechtsstaats nach die-
sem Überblick über die histori chen Ersch,einungen un·d ihre G,eltungsansprüche 
· n einem zweiten Durchgang auf jene beiden Punkte zu konzentrieren. 

5. Menschenrechte 

Wenn hier nun von Menschenrechten die Red,e ist, so sin,d primär die , a . ischen 
Menschenrechtserklärungen des au gehenden 18. Jahrhunderts gemeint~ Als revo-
luti,onäre Akte waren sie, ,das bleibt meist unbedacht, integrierende Moment von 
Staat gründungen. In dieser Funktion artikulieren sie zunächst einmal politischen 
Willen zur Selbstbe timmung. Jene Mens,chenrecht katalo,ge sind nicht einfach 
Bekenntni se,. Pro amationen, Erklärungen oder Rechtfertigungen de ·Gesche-
hens: si,e ,drücken gemeinsame Überzeugungen und Bestrebungen in Gründungs-
a,bsicht aus, sind ,,Kommunion .d,er Aktion'' im Sinne der Institutionenlehre 
Haurious. Mit einem alten Ausdruck: ie bilden. ,ei·n .Symb·olo·n; womit in einem 
zugleich B,ekenntni , Unterscheidung z,eichen und Vereinbarun,g gemeint ist. In-
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sof em markieren die M,enschenrechtskataloge, Zeugni e eines b,e timmten, nicht 
m,ehr hintergehbaren recht kulturellen Standards, paradoxerweise nicht nur einen 
weltoffenen Anfang, sondern zugiei,ch au,ch ein Ende,. einen Ab- und Ausschluß,. 
indem sich mit ihnen und ,durch sie besondere Rechtsgemeinschaften unter den 
anderen und gegen ,andere konstituieren. So verd:anken die universellen natürli-
chen Menschenrechte ·hren historischen Durchb,ru,ch in Virginia und Neuengland 
dem p.artikularistischen Sezessio·nskrieg der nordamerikanischen Siedler gegen 
das engli · ehe Mutterland. Mit ihrer Hilfe wurden neu,e politische Einheiten aus-
gegrenzt und dabei, wie man weiß, noch nicht einmal alle Bewohner de Landes 
eingeschlossen. Darüber hinausg·ehend ist die französische Menschemecht erldä-
1ung von 1789 erster vollständiger Au., druck einer Revolution im modernen Sinne 
des Wortes, nämlich einer politischen, sozialen und ideellen Umwälzung, welche 
die Souv,eränität der franzö i chen Nation etablierte. Um eine Staatsgründung und 
ihre besondere Zielrichtung ging es auch, al der Parlamentarische Rat 1948/49 
die M,ensch,enwürdegarantie an die Sp~tze · eine Verfassung werkes setzte. Daß 
die in der ,geistigen Ko mopolis ,der Stoiker seit zwei Jahrtausenden gedachten 
Grundrechte der Menschen im handfesten Pluralismus der Staatenwelt nur parti-
kulär durch Natio,nalstaaten positiviert und r,ealisiert werden können und daß die 
allgemeinen Men chenrechte damit selbst zu einem Legitimationsfaktor und inte-
griefen,den Moment politischer Partikularität und je besonderer, geschichtlich 
konkreter politischer Identität werden, deven A.usschlü, se sie mit ihrem univer a-
listischen Inhalt freilich zugleich selbst unterminieren, erzeugt die Spannung 
eine . Paradoxons. Mind,erheiten Jeder Art bekommen sie allemal zu spüren. Den 
Schwarzen wurden die Menschenrechte ja nicht mit der Begründung vorenthal-
ten, daß · i,e keine Menschen, sondern mit der, d,aß sie keine Bürger seien. 
Schon dieser der ,,theologischen Aporie'·' von verkündeter Einheit der Kirche und 
Vielfalt ihrer partikulären Existenzen nicht unähnliche innere Widerspruch stellt 
jene verbreitete Auffa ·· ung in Frage, die aus der englischen Whig-Geschichts-
schreibung des 19. Jahrhunderts stammt. Sie macht ein vereinfachtes Bild der bri-
ti chen Verfa sungsgeschichte zum Univ,er almaßstab ,einer vermeintlich natur-
notwendig-geradlinigen Entwicklung stufenwei ·er Verallgemeinerung grundle-
,g,ender ubjektiver Rechte: von den feu,dalen Privilegien der Magn.a Charta über 
Biackstone birthrights aller Engländer zur Anerkennung natürlicher Rechte aller 
Menschen. D,er Gedanke war in der Philosoph··e der Stoa indes vor alledem längst 
da. Aber was hätte Blackstone veranlassen können, d.as Ergebnis seiner Interpre-
tation der englischen Rechtsgeschichte mit allen Menschen zu teilen·? Die ameri-
kanischen Siedler dagegen mußten jene Rechte für alle Menschen beanspruchen, 
um i,e beim Abfall v,om Mutterland, d. h. beim Austritt au . dem Kreis de Eng-
länder,. als eigene behalten zu können. Sie waren damit denn auch zufrieden und 
entwi,ckelten - fürs er te - keinen mi ionarischen politischen Eifer. Ihr Universa-
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lismus war bloß. defensiv. Das Maß gaben externe, außenp,olitische Gründe. In 
Frankreichs an.cien regime dagegen gab es überhaupt ke·ne gelebte Tradition b·ür-
gerlicher Individualrechte an deren men chheitliche Verallgemeinerung zu d,en-
ken gewesen wäre. Hier ging die Argumentation folglich nicht in die Weite der 
Welt, sondern soz.usagen in die Tiefe der Geschichte und ,de menschlichen We-
sens. Geg,en die Verderbtheit ,der monarchischen Regierung einers,eits und ,die un-
erträglichen Privilegien. Stande unterschiede, Sonder- und Partikularrechte samt 
allen überständigen ,,intermediären Gewalten'' der feudalen Gesellschaft anderer-
seits, beschworen die französischen Revolutionäre in ihrem ,,diffusen Rousseauis-
mus·'' einen noch nicht zivilisatori eh deg,enerierten, deformierten und politisch 
korrumpierten Naturzustand mit · einen Rechten des Mensch,en als Menschen und 
des Men eben als Bürger. Gegen ein korruptes politische System und seine inhu-
manen Folgen ollte die uranfänglich gute Natur de· M,enschen wieder ins Recht 
g,esetzt werden. Beharrlich ist, philo ophisch in die Tiefe bohrend,. von d:e.m Men-
schen die Rede und nicht von den Menschen in Fr.ankr,eich. und .anderwärts in der 
Welt. Der mens,chheitliche Aspekt folgt so aus dem anthropologischen Urgrund 
der eigen,en Geschichte. Da es ein entsprechendes kulturell ,objektivierte . Ethos 
nicht gab, wur,de ,es · n Gestalt der republikanischen Moralität des alten Rom w1e-
nigstens symbolisch beschworen. Dieser idealistische Rückgriff verstärkte ,den 
offensiven moralischen Univer alismus der Rechteerklärung· als einen Angriff auf 
die politis.ch-sozialen ·Grundlagen der zeitgenössischen europäischen Welt. 
Beruht die Prätention der Univ,ersalität hier auf dem Wahrh·e·t an pruch ,einer 
systemati chen individualistischen S,ozialphilo ophie, so bildet bei den amerika-
nischen Kolonisten hinter der politischen Theorie John Lockes das religiös inspi-
rierte Selbst- und Gemeindeverständni der Reformierten den tr.agenden Grund. 
Im einen w·,e im ander:en Fall rest1lti·ert aus dieser Verallgemeinerung ,der Rechte 
des einzelnen ein qualitativer Sprung. Denn wenn die Men eben ·v,on Natur au 
alle als in gleicher Weise frei und folglich gleich an Rechten angesehen wer1den, 
dann kann Herrschaft über ie und können deren Akte sich nur noch aus ihrer 
Zu timmung rechtfertigen. Die klassi eben Erklärung,en d,er Menschenr,echte sind 
so als Proklamationen der Autonomie in die Geschichte e·ngetreten. Menschen-
rechte anerkennen heißt fortan nicht nur: universelle Schranken der Herrs,chaft an-
zunehmen, sondern auch: jede politische Ordnung dem P·ostulat ,der individu.al-
r1echtlich verwurzelten Autonomie zu unterstellen. Über die traditionellen Fr1ei-
heitsrechte v,om Habeas-corp·us-Typus schieben ich damit menschenrechtJiche 
Grund ätze und Rechtsinterpretationen einer anderen Art. Sie liegen ,denn auch in 
einem anderen begrifflichen Bezugs·- und Kraftfeld. Die älteren und konkreteren 
Einzelrechte bleiben mit ihrem je eigenen Erfahrung hintergrund, wie ihn etwa 
die Garantien der ·englischen Bill of Rights von 1689 wortreich überliefern, durch-
aus be tehen. Die allgemeinereR m,e.nschenrechtlichen Grundsätze von Freiheit 
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un etc, · it hingegen beziehen ich nicht (oder doch nicht nur) auf elementare 
Unrechtserlebrusse, o dem richten . ich gegen alle Arten von Autokratien Hier-
archien und · eteronomien. Gegenbegriff zu jenen allgemeinen Menschenrechten 
i t nicht das Unr cht, on,dem jedwede dem Men eben äußerlich vorgegebene 
N,orm al o: die heteronome Pflicht. Die ,er Untersclried wird bei der Wü ,digung 
de recht taatlichen Univer alität anspruchs zu bedenken sein. 
Zunächst aber ist für das Weitere die zwe · te Paradoxie einzel taatlicher Positi-
vierung von enschheitsrechten festzuhalten: Der men chenrechtlich fundierte 
Recht . taat garantiert die , natürliche'' Auto·nomie des Individuums deren Mög·-
lichk:eitsbedingungen indes nur kollektiv und nur durch po ,·tives Recht realisiert 
werden können. Das bringt den Reprä entativcharakter moderner Staatlichkeit 
hervor und rückt al zentrale Instrument der Vermittlung zwi c en koexi tieren-
den Freiheiten das allgemeine Gesetz in den Mittelpunkt. Für das eine wie das 
ander,e i t organi · atorische Funktionsbedingung die Gewaltenteilung. 

6. Gewaltenteilung 

Die aufklär,erische Gewaltenteilungslehre gibt es. in zwei verschiedenen Versio-
nen. Bei Locke sind beide angelegt, im ,h,ochgradigen Synkreti mus'' ,der heutigen 
Recht . taatslehre laufen · ie unreflektiert ineinander. Nach den haupt · ächlichen 
Wirkungsfeldern kann man von einem franzö ischen und einem amerikanischen 
Modell . prechen. Montesquieu, der bekanntlich weit mehr die ame ·kani ehe al 
die franzö i ehe Variante in piriert hat, i t s,elb, tredend nicht durch die Unter-
cheidung elementarer Staat funktionen oder das bloße Postulat ihrer organi ato-

ri ·Chen Trennung weltberühmt geworden. Da Grundmu ter der Drei-Gew.alten-
Lehre war · m Aben.dland längst bekannt. E lag in Gestalt einer lateinischen 
Über etzung der ari totel1schen Politik seit dem a.u.sgehenden 13. Jahrhundert vor. 
Locke ,,Zwei Abhan,dlungen über die Regierung waren 1690 erschienen und 
auch in Frankreich in vielen Au gaben verbreitet. Darin i t allerdings nicht von 
dr;ei, sondern von vier Gewalten die Rede, nämlich von der Legi lative und de 1 

Exekutive owie ge· ond,ert einmal von der föderativen Gewalt über Krieg, Frieden 
und Bündni e, zum anderen von den Not tandsbefugni en (,,Prärogative'') .. Die 
beiden letztgenannten Gew.alten sind vom Gesetze vollzug unterschieden aus 
Praktikabilitätsgründen abe der monarchischen Exekutive zugeordnet. 
Die Gründe für Montesquieus gr,oßen Erfolg liegen anderswo. Zunächst ließ ihn 
chon die Mag·e der Dreizahl leicht über Locke Gewaltenquadriga triumphieren. 

Wie sehr die e säkularisierte Trinität dogma der achlichen Analyse vorgeht 
zeigt sich daran, ·daß der eingangs nach Ge etzgebung und Vollzug genannten 
dritten, der richterlichen Gewalt ,die Eigenständigkeit owohl institutionell wie 
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funktio·nell alsbald wieder ab·gesprochen wird: die Gerichtshö,f e dürften nämlich 
keine ständigen Einrichtungen sein und ihre Urteile nicht mehr als -,eine genaue 
·p·ormulierung de Gesetzes'. An der zentralen Stelle des Kapitels über die Verfas-
sung Englan·d ist dann .auch unvermittelt von dr,ei anderen Gewalten die Rede. Es 
heißt dort: ,,Dies ist die verfassungsmäßige Grundordnung der Regierung, von der 
wir handeln: die gesetzgebend,e Körper· chaft aus zwei Teilen zu ammengesetzt 
deren jeder ·den anderen durch ein wechselseitiges Vetorecht bindet. B.eide sind 
geb,unden durch die vollziehende Gewalt, die es ihrerseits wied,er durch die Ge-
. etzgebung i t. - Aus diesen drei Gewalten müßte ein Zustand ,der Ruhe oder 
Untätigkeit hervorg,ehen. Aber da sie durch die notwendige Bewegung der Dinge 
gezwungen sind, fortzu chr·eiten, werden sie g·enötigt se··n, die gemeinsam zu 
tun .. ' Sinn dieser on truktion ist die Freiheit der Bürger. Das war das b,eherr-
. chende Stichwort und dies das zweite Unterpfand de Erfolges. Denn bürgerliche 
Fr,eiheit w·rd hier weder nur programmatisch p·o tuliert n,och in einzelnen indivi-
duellen Rechten ausgemünzt, sondern als geradezu unvermeidliches Produkt, als 
Funktio,n einer klugen Staatsorganisat· on dargestellt. Und die e Organisatio1n be-
steht weniger in einer Teilung der Staatsgewalt al - in einer Verschränkung der 
vorhandenen politischen Potenzen:. des Königtum . mit seinen exekutiv,en Macht-
mitteln, ·des Adels, der im Oberhaus erscheint, und der B ürgersc · aften, die mit 
ihren Abgeordn·eten ein·e zweite Gesetzgebungskammer bilden. 
Die aufldärerische Gew.altenteilungslehre z.ei.gt sich in dieser einen, an ,di,e alte 
Lehre von der gemischten Verfassung anknüp·fenden Version ursprünglich al . ,ein 
politisch·e . Integrationsschema für eine histori eh in Königtum, Adel und Bürger-
schaften geteilte Gesellschaft. D,er Fr,e~heit gedanke d.urchstirnmt dieses Schema 
- und ,das ist der dritte Hauptpunkt und Etfolgsgrund -, weil dieses System ,der 
Gewaltenverschr.änkung bei Mo· te quieu viel klarer als bei Lacke eine Ordnung 
der Selbstregulierung kraft de · dynamischen Gleichgewichts von Wirkung und 
Gegenwirkung entwirft, die sich scharf von jeder autoritären, allein durch Befeh, 
Zwang und Gehorsam bewirkten Ordnung abhebt: Die er Anklang an die natur-
wissenschaftliche Weltsicht Newtons verschaffte Montes.quieu auch unter chw·el-
lig Resonanz, wo man jenes phy ikalische Weltbild teilte .. D.as Ge· etz trägt in 
diesem Balance-M.odell den Charakter ·eine . politisch.en Paktes o,der Ausgleichs 
zwi eben den Mächten. Es bin,det die Exekutive nicht kraft seiner be ondefen nor-
mativen Qualität, -ondern über die S,elbstverpflichtung der Exekutive al Mitge-
setzgeber. Gleichzeitig gewinnt die Verfassung als Rahmen ,oder Bauplan des 
Ganzen fast zwangsläufig einen gewissen Vorrang. 
Da·-. andere aufkläreri ehe G,ewaltenteilungsmuster - der Einfachheit halber hier 
al ,,französisches Modell'' apostrophiert, obw,ohl außer Rousseau wiederum auch 
Locke, außerdem Madison zu nennen wären - zielt dagegen unter Rous eaus und 
Kants Begriff der . ,H,errschaft des Gesetz.e ' auf eine neue Hierarchi,e kraft d:er 
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kollektivierten vernünftigen Selbstbestimmung der einzelnen. In der praktischen 
Nutzanwendung hieß das bei Sieyes: Überordnung einer neu gebildeten prinzi-
piell einheitlichen, auf allgemeinen Wahlen beruhend.en Legislative über die vor-
handen,e monarchische Vollzugsmacht .. Seine Rechtfertigung bezieht ,die es Hier-
archiemodell der Gesetzesherrschafit aus der vorausgesetzten normativen Qualität 
des. ·Gesetze,,: ·es b,indet die anderen Staatsgewalten als Ausdruck des Gemeinwil-
lens. Was das P'o tulat der Allgemeinheit de Gesetzes namentlich bei Rousseau 
und Kant im einzelnen bedeutet, mag hier auf sich b,eruhen. Für unsere Zwecke 
genügt ,es, drei Grundged.anken fe tzuhalten: 1. Fähigkeit de Individuums, die 
alle betreffenden Angeleg,enh,eiten vernünftig, d. h. frei von subjektiven Inter,essen 
zu beu11eilen, 2 .. lnstitutione]le M,ö,glichkeit, die individuelle Selb -tbestimmung 
durch re.ale ,oder virtuelle Beteiligung an der Regelung der alle betreffenden An-
gelegenh,eit,en zu kollektivieren, 3 .. Gemeinsamer Glaube an ein,e ·Ordnun.g nach 
abstrakten R.eg,eln. In die er ,Ordnung vorstellung dominiert , was Max Weber den 
,,okzidental,en Rationalismu '' genannt hat: die Gleichsetzung von Vernunft und 
Ordnung mit allemal vorgängigen, personen- und situationsunabhängigen un,d in 
diesem Sinne gener,ellen un·d ab, trakten Maß. täben des Denkens, Urtei ,ens und 
Handeln . Die Allgemeinheit des Ge etzes ist damit unumganglich zugleich leg·-
timitätsbegrenzende innere Schranke wahrer Gesetzg.ebung. Verfa sungsrechtlich 
kann und darf ,da Allgemeinh,eitspostulat indes nicht fixiert werden, da die Legis-
lative in diesem Hierarchie-M,odell doch zugleich als höchste politische Entschei-
dungsin tanz fungiert. Mehr noch: wegen dieses Vorrangs des demokratischen 
Ges,etzgebers ist diesem Modell - was in dem Konzept eines Balance-Sy .tem·. 
keine prinzipiellen Schwierigkeiten macht - die Möglichkeit einer y.erfassungsge-
richtlichen Normenko,ntrolle grundsätzlich fremd .. Der ·franz,ösische Gesetzeskult 
hat eine olche Gericht herrschaft über die N.ationalversammlung d,enn auch lan-
ge verhindert. Andererseits i t der konstitutionelle Ge .etzgeber eines rep11blikani-
schen System. nicht souverän u.nd darf es nicht sein. Folglich muß der die Legis-
lative und ,d. h.: der da ganze hierarchische Sy tem tragende Grund unter den 
Namen der Volkssouveränität und der verfassungg,ebenden Gewalt des Volkes aus 
dem Verfa · u.ngssystem hinaus in den Bereich de - Virtuellen, ,d. h.. des Nicht-
Aktuellen aber ·der Kraft und M·öglichkeit nach bestä_ndig Anwesenden v,erlegt 
wer,den. 
Zu bed,enk,en bleibt in diesem Zusammenhang schließlic·h daß ,die beiden Gewal-
tenteilung ·modelle unter chie,dliche · -reiheit .. ver· tändniss,e akzenh1ieren, denen 
auch verschiedene Konzeptionen des gesell chaftlichen Forts,chritt korrespon,die-
r n. Im einen Fall teht die Garantie priva·ter durch das politische Balance-Sy tem 
auch in titutionell ,g,e icherter Freiräume im Vordergrund .. N.ach dem anderen Mo-
dell wird Fr·eiheit vom,ehmli,ch - sozu ag,en mehr input-orientiert - als Teilnahme 
an den allgemeinen Entscheidungen für alle verstanden, mithin al . Selbstbestim-
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mung auch in den ö,ffentlich,e.n Angelegenheiten begriffen. Nimmt man alles 
zusammen, dann ,er, cheint der zweite zentrale Gedanke de ·. Rechtsstaat , das Ge-
waltenteilungsdogma, .als ein aus einer Vielzahl beso,nderer historischer Voraus-
setzungen hervorgegang,enes Amalgam verschieden,er Elemente. Noch viel we·ni-
ger al bei den Menschenrechten kann hier von dem geradlinigen Realisierungs-
gang einer Idee durch die ·Geschichte hin zu universeller Geltung die Rede sein. 
Gleichwohl gehört die Behauptung univer eller Selbstv,erständlichkeit der g,eltend 
gemachten Prinzipien auch hier zu den notwendigen Bedingungen ihrer, ältere 
und engere Vorstellungen überwältigenden, partikulären Wirksamkeit .. 

7. Universelle Bedeutung partikulärer Geschi,chten? 

Nachdem wir - in der Diktion Max Webers - jen·e ,.,Verkettung vo,n Umständen'' 
erörtert haben, die ,,gerade auf dem Boden des Okzidents,. un,d nur hier, Kulturer-
scheinungen'' hervorbrachte,. die wir, wie · elbstverständlich, ,,in 1einer Entwick-
Iungsrichtung von universeller Bedeutung und Gültigkeit'' sehen, bleibt die Frage 
nach der sachlichen B,erechtigung u.nserer Vorstellung. Denn die Genese erklärt 
zwar die historis,chen Entstehung gründe und beZieichnet damit zugleich für die 
Zukunft Wirksamkeits- und faktische Akzeptanzbedingungen gibt aber · elb,stre-
dend ke·ne normative Rechtfertigung. Die böte - als ein bloßes Faktum - noch 
nicht einmal die allgemeine Zustimmung. Denn es önnte dann ja. immer noch 
einer kommen oder geda,cht werden, der Einwände gegen de Geltungsan pruch 
,erhebt. Normative Geltung verlangt, daß alle denkbaren Beteiligten ,den Gründen 
bei Strafe des Selbstwiderspruchs sich beugen müssen wie sie es etwa - sofern 
sie gesun·d und . ·cht böswillig sind - gegenüber mathematischen Gesetzmäßig-
keiten tun. Wie ab,er, wenn ein universeller ethischer Konsen· über recht taatli-
che Grundsätze im allgemeinen und die westlichen M,enschenrechtsvorstellungen 
im besonderen nicht nur nicht vorhanden ist, sondern d,efinitiv ausge chlossen ,er-
cheint, und zwar aus kulturellen Gründen d" ,e nicht einfach pau . chal auf Ideolo-

gie oder Gewalt reduziert und folglich ni,cht als bloße Verzerrungen des vernünfti-
gen Dialogs. verstanden werd.en könn,en, welch,e legitimerweise mit allen Mitteln 
po,litischen Drucks überwunden werd,en durften? Sind e nicht unsere eigenen 
menschenrechtlichen Prinzipien, die un zur Respektierung kultureller Eigenarten 
verpflichten? 
Kant war, wa die Bedingungen der Möglichkeit ,einer Weltordnung nach rechts.-
staatlichen Grundsätzen betrifft, ziemlich ,optimi tisch. Er unterstellte ,der empiri-
,chen Natur der ethnischen Verschiedenheiten geschichtsp,hilosophi eh die Ab-
·icht der Entwicklung eines allgemeinen Fri 1edenszustandes. Denn die Staaten 
strebten, wenn auch nicht aus innerer Moralität, . o doch kraft des v,ernünftigen 
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go1smus 1 er 1tg 1e .er der rechtlichen Verfa · ung zu. Außerdem werde der 
Handel .geist die Friedfertigkeit zwischen den Völ ern befördern. Tatsächlich g'bt 
es inzwischen eine wi .enschaftlich-te,chnische, ökonomische und informatio-
nelle Welteinheit. Die daraus result· erenden Anpas ungszwänge la . s,en mancher-
ort läng t um kulturelle Eigenheite ·· fürchten, aber bisweilen eben auch Zuge-
ständnisse in Men chenrecht fragen geraten erscheinen. Gleichwohl steht das 
Echo aus Indien China, Japan und der i lamische Welt der Annahme entgegen, 
unsere Men chenrecht do · trin mit ihrem ,,Besitzindividualismu '' und einer ge-
wissen natumihilistischen Konsequenz könnte je in die dortigen Kulturen inte-
griert werden. Muß es folglich nicht beim Fazit des postmodernen Relativismu 
von der unüberbrückbaren Differenz und Inkommensurabilität der menschlichen 
Sprech- De . - und Lebenswei en bleiben? 
S.elbstverständlich werden wohl die mei ten von Ihnen ein.e Verneinung der Frage 
erwarten. Und selbstverständlich erfülle ich diese E wartung, weil es un unser 
Selbstver tändni chlechterdings unmöglich macht, die eigene poljtische Ord-
nung als auf menschenrechtlic 1e Grund ätze gebaut zu begreifen und zu leben 
und gleichzeitig Menschenrecht verletzungen außerhalb unsere Kulturraums wie 
eine Erscheinung form fremder Folklore der grau. igen Art mehr oder weniger 
gleichgült·g hinzunehmen. Moralische Entrü tung ist allerdin,gs kein gutes Argu-
ment im interkulturellen Dialog und er etzt keine normative Begründung. Weiter 
führt vielleicht der Ver uch, den kulturellen Wider tand gegen die westliche Men-
chenrechtsdoktrin mit einer Minimaltheorie der Menschenrech e, einem Univer-
ali mus aus gemein amer Erfahrung, aber ohne Dogma wenigstens zu einem Teil 

zu unterlaufen. Etwa o: Betrachtet man die Menschen aus gehörigem Abstand -
so, daß man die Nasen p · tze der Cleopa : a nicht mehr erkennt, wie Ortega y Ga -
et einmal den Hi torikem geraten hat -, ind sie ungefähr gleich. Das bedeutet: 

die Men eben sind allesamt verletzliche und bedürftige Wesen, die Nahrung, 
Kleidung, Behausung und Ko·mmunikation brauchen. Da es unter ihnen stet und 
allerorten zudem aggre ive Ti ndenzen gibt, gehört auch Schutz zu diesen Grund-
bedürfni . sen. Und weil die notwendigen Lebensgüter nirgendwo im Überfluß 
vorhanden sind, muß ihre Be chaffung und Verteilung organisiert werden. Diese 
banalen Tat achen verlang n, jedenfall · n komplexeren und di erenzierteren So-
zietäten, d .. h. ohne daß das Phänomen akephaler Gesell chaften damit geleugnet 
würd , nach der Institutionalisierung einer Ordnungs- und Schutzmacht. Und Je 
größer Bedürfnis e und Gefahren sind, de to mächtiger muß, die politi ehe Gewalt 
sein. Aber je mächtiger sie · t, um o mehr bedarf ie der Bändigung,. Rationa-
lisierung und Kontrolle, damit die Schutz- und Ordnung macht nicht im Großen 
tut wa sie zwi chen den einzelnen verhüten soll. 
Au . die en Bin enweisheiten folgt zunäch t die weit über den Okzident hinau 
verbreitete und tief eingewurze te Überzeug,ung, daß. alle Menschenwe en grund-
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sätzlich das Recht haben, gleich behandelt zu. werden. Diskriminierungen wegen 
Hautfarbe oder Herkunft ind zuminde t offiziell nirgendw·o mehr rechtferti-
gungsfähig. Am eheste·n noch wird der universellen Moral individueller Gleich-
heit im Verhältnis ·der Geschlechter ,die besondere objektive Sittlichkeit ein,er 
b,e timmten Kulturtradition. entgegengesetzt. ß .evor wir uns darüber autbalten 

- -

· ollten wir in die em Punkt vielleicht no·ch etwa gründlicher vor der eig,enen Tür 
kehren. Die Anerkennung der Menschengleichhe1t schließt f em,er die Tatsache 
ein, daß alle Menschenwesen grundsätzlich in derselben Weise Bewußt ein, Ge-
fühl, Selbstkontrolle und Lebenswillen besitzen u.nd n.a,ch so etwa · wie Glü,ck 
streben. 
Aber: es ist eine Sache, kraft mitmenschlicher Empfindung, Rechte des verletz-
lichen,. kommunikations-, hilf -- und schutzbedürftigen lndi viduums .anzu,erkennen 
un·d z11 respektieren, eine andere- alle · ozial,en und politischen Beziehungen im 
Stile europäischen Vemunftrecht vom ,,souveränen Individuum" her zu rekon-
strui,eren, d. h. nach dem ökonomischen Paradigm.a eines Marktes von - übrigens 
männlichen - Individualinteressen zu begreifen. In der 1einen Hinsicht ist infolge 
des pe .- -anenten weltweiten Austausches -o etwas wie eine universelle Gefühls-
kultur gewachsen. Der andere Aspekt c~eint uns nach dem Prinzip de kleinsten 
gemeinsamen Nenners .aller Sozialk,örper weltweit gültig sein zu müssen, weil er 
ich bei uns gegenüber allen gesellsch.aftlichen Formationen durchges,etzt hat --

gegen.über den säkularen jedenfalls. Über die perso·nale Wertschätzung des einzel-
nen hinaus, d. h .. den s,ehr viel älteren okzidentalen Perso·nalismus über, chreitend, 
impliziert jener methodzsche Individualismus den Vorrang der n.ach dem Prinzip 
des kleinsten ,gemeinsamen Nenners aller Sozialkörper notwendig universell den-
kenden Individualmoral v·or allen partikulären ,objektive·n Sittlichkeiten. o ,a, alles 
gilt aber nur für die neueren allgemein,en Menschenrechte d·er individuellen Auto-
nomie und Freiheit v,on allen heteronomen Pflichten, nicht für die älteren Men-
schenre,chte des V·on ele entaren Verletzungserlebnissen g,eprägten Habeas-
c.orp.us-Typs. Sie bedürfen keiner universell gültigen Theorie individueller Auto-
nomie. Es ist mit anderen Worten s,ehr wohl möglich, im Sinne eines ,,negativen 
Utilitarismus' zwei Fragen voneinander zu trennen, die R. Rorty o fo,rmuliert 
hat: , Glaub t du un·d wün ·Chst du, was ich glaube und wünsche?' und . ... ,. ei-
dest du? '' Jene elementaren Rechte der Verletzungsabwehr sind älter al . die Vor-
stellung,. daß die Welt ,,von ihrem Begi11n an auf die Inthronisierung des end-
1··chen Subjekts als Weltsinn aufgebaut'' sei. Die immerhin ver tändliche Ableh-
nung dieses westlichen Erbe · rechtfertigt ind,e . weder Folter n,och etwa die Unter-
drückung der Kommun· ationsfreiheiten. Darüber hinau mögen zwei andere 
Momente den Versu,ch dialogis,cher interaktiver Hervorbringung vo·n Universalität 
unterstützen. Zum einen wird der postmoderne Relativismus durch glo·bale kul-
turübergreifende Bedrohungen wie die öko,log· ch,e Krise u·nd die Bevölkeru·ng -
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explosion mit ihren Folgen seinerseits relativiert . . Zum an,deren sind die beiden 
Weltpakte von 19,66 über bürgerliche und politische Rechte , owie über wirt-
chaftliche, S·oziale und kulturelle Rechte inzwi che·n immerhin durch 116 bzw. 

121 Staaten wenigstens ratifiziert worden. Ungeachtet aller Durchsetzungsproble-
me ,entfaltet der Re,chtsdiskurs gegenüber dem bloß moralischen so einen eigenen 
Sinn mit eigenen Vorgaben un,d eigener Dynamik .. 
Auch eine solche Minimalthe·orie universeller Menschenrechte muß. sich aller-
d ·1n.g . einem prinzipiellen Ein wand stellen, der un . eingangs dieses Abschnitts in 
etwa . anderer Form bereits beg,egnet ist: die Auffas· ung des Menschen als eine, 
verletzlichen und bedürftigen Wesens mag weithin kon ,ensfähig sein. Aber dfo·ht 
hier nicht der ,,naturalistische Fehlschluß'' von den Tatsachen der Verl,etzlichkeit 
und ,der Bedütfnis e auf das Gesolltsein von Abwehr Schutz und Hilfe? 
Gewiß: eine Letztbegründung durch Deduktion au vorausgesetzten Wertungs-
axiomen cheid,et aus. In Betracht kommt nur der Rekurs auf ohne Selb twider-
spruch nicht be · treitbare Vorau setzungen zumindest des argumentativen Aus-
tauschs über ,die fr.aglichen Gebote ohne jede Gewaltsamkeit. Im Sinne einer 
M"nimaltheorie der Men che 1 rechte sind dies die gleiche Bedürftigkeit und Ver-
letzlich -,eit ,der Menschen. Dara.u ergibt sich eine verhältnismäßig schwache 
Form von Solidarität als transzendentalpragmatische Grun.dnorm die gleichwo·hl 
nicht ohne einen gewissen Enthusiasmus gedacht werden kann. Dieser Vorau et-
zung bedarf es j,edoch nicht,. wenn wir unser Problem als Recht frage begreifen. 
Haben wir es in der angedeuteten di · kurstheoretis,chen Di.skussion doch mit einer 
moralphilo ophischen Verleinerung de .alten Rechtsgrun·dsatzes Quod o,mnes 
tangit, ab omnibus tractari et approb.ari debet zu tun. Im Rechtsdiskurs aber 
meint omnes nicht alle Individuen, den,en ein be timmtes morali ches Handeln 
angesonnen wird, sonde·m die rechtlich in Betr.acht kommenden Rechts ubjekte. 
Das sind in. un . erem Fall keinesweg . nur die Individuen, sondern auch, ja in erster 
Linie die Staaten als Garanten der Menschenrechte. Sie k,önnen sich des argumen-
tativen Austauschs zumin,dest über jene elementaren, aus einem partikularen 
Ethos heraus nicht ·bestieitb,aren Menschenrechte nicht ,ohne performativen 
Selbstwider pruch entziehen,. sofern 'ie Mitglieder der Vereinten Nationen ind, 
d. h. deren Charta mit Präamb.el und den Artikeln 13 Ab .1 lit. b t1nd 55 ,c aner-
kannt haben. 
In einer ähnlich zurückh,altenden Weise wie bei den Mens,chenrechten i t auch mit 
dem Univer alitätsansp1uch der Gewaltenteilungsdoktrin umzugehen. Auch inso-
weit gibt es wohl überall ,ein für den Brücken chlag konstitutives Erlebnis: ,,Jeder,. 
der· Macht hat', schreibt Montesquieu , {ist) ihrem. Mißbrauch gen,eigt: er geht o 
weit, bi · er auf Schranken stößt' ·. Abhilfe verspricht indes nicht nur ein ,einzige 
Mod,ell. Daß uns die Drei-Gew,alten-Lehre so, mu terhaft einfach und elb tver-
ständlich, mit einem Wort klassisch und damit beliebig übertragbar erscheint,. ist 
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bloß das Ergebnis dogmati eher Simplifizi,erung,. welche s,owohl den komplizier-
ten historischen Hintergrund wie die modellimmanen·ten Probleme verschwinden 
läßt un,d zu,dem den Blick auf die Realität der Gewaltenteilung ver tellt, wie sie 
etwa ,durch das parlamentaris,che Regierungssystem und ,das. Parteienwesen ,ge-
prägt ist. Auch ,existierten ja längst vor dem mit dem Namen Montesquieu ver-
bundenen Gewaltenteilung schema von ,der Do·ppelbesetzung ,des römischen Kon-
sulats bis zum Zweikammern y tem die v,ers,chieden ten Techniken der Macht-
einschränkung .. Vor allem ist politische Macht nach dem Bild von caput un,d cor-
pus, von H,aupt und Gliedern, in vielen Variation·e.n zwischen Vorsteh.er und Ver-
sammlung, Magistr,at und Volk,. Abt und Kapitel, Rektor und Rat, Fürst und Stän-
den, Papst und Konzil,, König u·nd Parlament, Kai er und Kurfür ten verteilt wor-
den. Von gleich elementarer Kraft scheint freilliich die. Vor· tellung dreier Grund-
funktionen jede politischen Gemeinwesens. t ,cr-c1 Öll! -cpia µ6p1a trov 1tOA.t'tEtcöv 

xacrrov ..... : Gemeinsame Beratung und B·eschlußfas.sung in den ,all,e betreffenden 
Ang,elegenheiten - Ausführung dieser Beschlüsse sowie Aufrechterhaltung der 
Ordnung durch Behörden - Re,chtsprechung. Die e Vorstellun.g ist allerdings nicht 
notw·e ct·,g mit dem Pathos der individuellen Freiheit, mit der Idee eines dynami-
s,chen Gleichgewichts oder mit dem Prinzip abstrakter Gesetzlichkeit als Grund-
muster von ,Ordnung verknüpft. Unter dem Aspekt der Universalisierung sollte 
mithin weniger auf ein bestimmtes Schema als auf politisch wirk ame Machtver-
teilung unter vorh.andenen Gruppi,erungen u.nd Institutionen gesehen werden -
unter welchen Namen auch immer. Im Auge zu behalten ist dabei stets di,e wich-
tigste aller Wirksamkeitsbedingunge·n d,erartiger System.e: die Anerkennung de . 
Rechts als eines relativ elbständigen Medium der Konfliktlö ung. Da s,etzt 
näch . t einer taatlichen Organisation einen gewissen normativen Standard und 
einigermaßen unabh.ängige Gerichte vor,aus, vor allem aber die institutionelle 
Trennung von Recht und Religion .. Daß eine Geistl .. ,c :en al solchem keinerlei 
Herrschaft oder zwingende Gerichtsbarkeit üb,er irgendjemandem auf der Welt 
zu. tehe -· n,ullus principatus seu cuiusquam coactivum iudicium in hoc seculo -, 
da · war freilich .auch in Europa nicht immer selbstverständlich. 
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